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Vereinbarung zum Schutzauftrag der Jugendhilfe

für den Bereich Jugend- und Jugendsozialarbeit

(gem. § 8a Absatz 4 SGB VIII und § 2a SGB VIII)

Zwischen:

Kreisjugendamt Reutlingen, Bismarckstraule 16, 72764 Reutlingen

vertreten durch Herrn Reinhard Glatzei - Jugendamtsleiter-

(im Folgenden ,,Jugendamt" genannt)

und

Trager der Einrichtung/des Dienstes,

vertreten durch,

(im Folgenden ,,Trager" genannt)

wird die folgende Vereinbarung gem. § 8a Absatz 4, 72a SGB VIII gesch!ossen:
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Ailgemeine Ziele

Die Vereinbarung hat - ausgehend von der Gesamtverantwortung des Jugendamtes - zum

Ziei, die Kooperation zwischen Jugendamt und Trager bei der (gemeinsamen) Wahrneh-

mung des Schutzauftrages auf der Grundlage der jeweiJigen Aufgaben und Verantwortlich-

keiten zu gewahrleisten und zu verbessern.

Inhaitliche Ziele

Die Vereinbarung hat die inhaitliche Zietsetzung, dass

- Fachkräfte des Tragers (sich entwickelnde) Gefahrdungssituationen rechtzeitig erkennen;

- der Trager Verfahren zur Einschatzung des Gefahrdungsrisikos und das beratende Hin-

zuziehen einer insoweit erfahrenen Fachkraft sicherstellt, bzw. - soweit erforderlich - auf

einen anderen Trager, ggf. das Jugendamt, zuruckgreift, damit die notwendigen Verfah-

ren zur Einschatzung des Gefährdungsrisikos sachgerecht durchgefuhrt werden konnen;

- das Zusammenwirken und die Verantwortlichkeiten von Jugendamt und Trager geregelt

sind (z. B.: Wann und wie ist das Jugendamt über Gefährdungssituationen zu informie-

ren? Wer 1st dabel für was verantwortlich?);

- der Träger im Rahmen des elgenen Leistungsprofils gegebene Hilfemoglichkeiten zum

Schutz var Kindeswohlgefährdung einsetzt;

- örtliche Kooperationsstrukturen und -absprachen zum Kinderschutz das Zusammenwir-

ken aller beteiligten Stellen sichern;

- durch Jugendamt und Trager die Qualifizierung von Fachkräften für Aufgaben des Schut-

zes nach § 8a SGB VIII ermoglicht wird.

- das Zusammenwirken aller beteiligten Stellen durch örtliche Kooperation zum Kinder-

schutz sichergesteilt wird.

§ I Zustandigkeit

Die Vereinbarung wird in analoger Anwendung des § 78e SGB VIII geschlossen, da der

Trager im Zustandigkeitsbereich des Jugendamts Leistungen nach dem SGB VIII erbringt.
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§ 2 Verständigung über gemeinsame Eckpunkte zum Schutzauftrag

Träger und Jugendamt verstandigen sich auf genieinsame Eckpunkte zum Schutzauftrag der

Jugendhilfe nach § 8a SGB VIII. Als Grundlage der Verstandigung dient das Arbeitspapier

,,Eckpunkte und Hinweise zu Vereinbarungen nach § 8a Absatz 4 SGB VIII" sowie die damit

einhergehenden arbeitsfeldspezifischen Hinweise bzw. Erganzungen.

§ 3 Verstandigung Uber die Begrifflichkeiten zum Schutzauftrag

Trager und Jugendamt verstandlgen sich über maIgebIiche Begrifflichkeiten in Verbindung

mit dem Schutzauftrag. AIs Grundlage der Verständigung zwischen Jugendamt und Trager

dient das Arbeitspapier ,,Begrifflichkeiten, Anmerkungen und Erlauterungen zum Schutzauf-

trag der Jugendhilfe" (Aniage 3).

§ 4 Verfahrensregelung

Foigende Verfahrensschritte werden vereinbart:

1. Schritt: Sofern gewichtige Anhaltspunkte fur die Gefahrdung des Wohis eines Kindes

oder eines Jugendiichen bestehen, erfolgt die Einschatzung des Gefahrdungsrisikos

beim Trager im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte sowie die beratende Hinzuzie-

hung einer i. S. des § 8a Absatz 4 SGB VIII ,,insoweit erfahrenen Fachkraft". Erforderli-

chenfalis können kleine Trager, Fachkräfte eines anderen Trägers, ggfs. des Jugend -

amts, hinzuziehen. Hierzu evtI. erforderliche Finanzierungsregeiungen werden Ortlich

getroffen.

Arbeitsfeldspezifische Regelung in der Jugend- und Jugendsozialarbeit

( 11 und 13 SGB VIII) im Landkreis Reutlingen:

1. Schritt: Die Fachkräfte der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit im Landkreis Reutlin-

gen kOnnen aufgrund ihrer Ausbildung und ihrer Erfahrung die kollegiale Erstberatung

innerhaib ihres Arbeitsfe/des wahrnehmen. Wenn aus zeitlichen Grunden und/oder

wegen der schwierigen Falikonstellation keine kollegiale Beratung mOglich ist, steht eine

insoweit erfahrene Fachkraft des Tragers pro familia Reut/ingen unentgeltlich zur VerfU-

gung.

Das Kreisjugendamt Reutlingen akzeptiert auch elne insoweit erfahrene Fachkraft eines

anderen Tragers.
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Die Dokumentation des gesamten Fallverlaufs regelt der Träger innerha/b seiner Instituti-

on. Da in der offenen Jugendarbeit und Jugendsozia/arbeit in der Regel keine personen-

bezogenen Akten gefOhrt werden, kann eine anonymisierte Dokumentation vorgenom-

men werden (z. B. in einem Ergebnisprotokoll oder Dokumentationsbogen, vg/. An/a-

ge 1).

2. Schrftt: Einbeziehung der Erziehungsberechtigten und des Kindes oder des/der Jugend -

lichen bei der Einschatzung des Gefahrdungsrisikos, soweit hierdurch der wirksame

Schutz des Kindes oder des/der Jugendflchen nicht in Frage gestellt wird.

Arbeitsfe/dspezifische Rege/ung in der Jugend- und Jugendsozia/arbeit

( 11 und 13 SGB VIII) im Landkreis Reut/ingen:

2. Schritt: Einbeziehung des Kindes oder des/der Jugend/ichen bei der Abschatzung des

Gefahrdungsrisikos, mit dem Ziel, notwendige UnterstUtzungsangebote zu erOrtern und

eine entsprechende Zustimmung desjungen Menschen für den vereinbarten Weg zu

er/angen. Dabel wirkt der Trager auf die Inanspruchnahme von Hilfen I. S. des § 8a Ab-

satz 4 SGB V/// hin, indem er:

- auf die MOglichkeiten seines Beitrags zur Abwendung der Gefahrdung im Rahmen

seines Arbeitsauftrages h/nweist,

- auf frei zugangliche Hilfen h/nwe/st bzw. diese vermittelt.

3. Schritt: Der Trager wirkt bei den Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von

Hilfen hin, welche geeignet sind, die Gefahrdung abzuwenden. Auf die Inanspruchnahme

von Hilfen I. S. des § 8a Absatz 4 SGB VIII hinzuwirken bedeutet für Trager:

- eigene Ressourcen zur Abwendung der Gefahrdung einzusetzen;
- auf andere frei zugangliche Hilfen hinzuweisen bzw. diese zu vermitteln;
- darauf hinzuwirken, dass verbindliche Absprachen mit den Erziehungsberechtigten

Uber die Inanspruchnahme dieser Hilfe(n) zur Gefahrdungsabwendung getroffen

werden, diese zu dokumentieren und zu überprüfen;

- ggf. die Erziehungsberechtigten bei der Kontaktaufnahme zum Jugendamt zu unter-

stützen.
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Arbeitsfeldspezifische Regelung in der Jugend- und Jugendsozialarbeit

( 11 und 13 SGB VIII) im Landkreis Reutlingen:

3. Schritt: Soweit eine Zustimmung des jungen Menschen vorliegt informiert der Trager

die Erziehungsberechtigten und/oder das Jugendamt Uber die Gefahrdungseinschatzung

und seine BernUhungen zur Gefahrdungsabwendung von Se/ten des Tragers. Wenn das

Unterstutzungsangebot nicht oder nicht im erforderlichen Urnfang in Anspruch genom-

men wird oder nicht ausreicht, ubertragt der Trager die Verantwortung für das weitere

Vorgehen dern Jugendamt. Das Jugendamt und/oder die Erziehungsberechtigten werden

auch informiert, wenn der Trager bei einer Einschatzung des Gefahrdungsrisikos zum

Ergebnis komrnt, dass die Reife des betroffenen jungen Menschen nicht ausreicht, eine

eigenverantwortliche Entscheidung Uber die angebotenen Unterstützungsma/3nahmen zu

treffen.

4. Schritt: Der Trager informiert das Jugendamt über die Gefahrdungseinschatzung und

seine Bernuhungen zur Gefahrdungsabwendung wenn das Hilfeangebot nicht oder nicht

im erforderlichen Umfang in Anspruch genommen wird oder nicht ausreicht.

Das Jugendamt wird auch informiert, wenn sich der Trager nicht Gewissheit daruber

verschaffen kann, ob durch die mit den Erziehungsberechtigten vereinbarten Hilfen der

Kindeswohlgefahrdung begegnet werden kann. Die Eltern bzw. das Kind oder der/die

Jugendliche werden bei der Beratung Uber die Einschatzung des Gefahrdungsrisikos

Uber diese InforrnationspfIicht an das Jugendamt hingewiesen. Wenn mog!ich erfolgt em
gemeinsarnes personliches Gesprach afler Beteiligten, urn Transparenz fur die Betroffe-

nen herzustelien. Dabei soliten auch die jeweiligen Verantwortlichkeiten dokumentiert

werden.

Arbeitsfeldspezifische Regelung in der Jugend- und Jugendsozialarbeit

( 11 und 13 SGB VIII) im Landkreis Reutlingen:

4. Schritt: Für die Information an das Jugendamt wird em Meldebogen ausgefüllt, der

über

- den An/ass,

- die bereits eingeleiteten MaRnahmen und Schritte der Fachkrafte,

- die Vereinbarungen mit den Erziehungsberechtigten (sofern diese mOglich

waren, ansonsten mit Darlegung der GrUnde, weshalb keine Einbeziehung der

Personensorgeberechtigten sowie der Schritte 2 und 3 erfolgen konnten),
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Aufsch/uss gibt (An/age 2). Soweit der Schutz des Kindes/des/der Jugendlichen h/er-

durch nicht in Frage gestelit wird, erfo/gt em gemeinsarnes personliches Gespräch mit

den an der Hilfeplanung Beteiligten, urn Transparenz für die Betroffenen herzustel/en. /m

Gesprach werden auch die jeweiigen Verantwort/ichkeiten dokumentiert.

5. Schritt: Nach Information des Jugendamtes erfolgt dart das Verfahren zur Einschatzung

des Gefahrdungsrisikos gem. § 8a Absatz I SGB Viii. Der Trager bieibt hinsicht.lich des

Schutzauftrages weiterhin in der Mitverantwortung. Diese wird im jeweiiigeh Einzelfaii

abgesprochen und dokumentiert.

§ 5 Tatigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen nach § 72a SGB VIII

Der Trager soil durch geeignete MalThahmen sicherstellen, dass er keine Personen beschäf-

tigt oder vermitteit, die rechtskraftig wegen einer Straftat nach den

§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 201a Absatz 3, den

§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuches verurteilt worden sind.

§ 6 Fortbildung/QuaIifizierung der Fachkräfte

Der Trager ermoglicht - je nach Bedarf - durch Fortbildung und Qualifizierung der Fachkräf-

te die sachgerechte Wahrnehmung des Schutzauftrages im Sinne des § 8a Absatz 4

SGB Viii.

§ 7 Datenschutz

Der Trager gewahrleistet die Einhaitung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen, die sich

aus den § 61 bis 65 SGB Viii ergeben.

§ 8 Absprachen zur weiteren Zusammenarbeit

Zur Weiterentwicklung der Zusammenarbeit zwischen Jugendamt und Träger wird verein-

bart:

- Trager und Jugendamt fUhren jahriich jeweils intern eine Bewertung der Fäile von Kin -

deswohigefahrdung durch.
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Zwischen Jugendamt und Trãger erfolgt, insbesondere auf der Grundlage der Bewertun-

gen, em periodischer Austausch. Dieser Austausch soil Anhaitspunkte für die kontinuier-

liche Weiterentwicklung des Verfahrens und die Kooperation im Bereich des Kinder-

schutzes geben.

- Der Trager wirkt in der örtlichen Kooperation zum Kinderschutz mit.

Arbeitsfeldspezifische Regelung in der Jugend- und Jugendsozialarbeit

( 11 und 13 SGB VII!) im Landkreis Reutlingen:

Das Jugendamt Iadt bei Bedarf die betroffenen Trager em und reflektiert fallubergreifende

Aspekte zum Kinderschutz.

§ 9 Laufzeit und KUndigungsfrist

Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen und tritt mit Unterzeichnung des

Tragers in Kraft. Jeder Vertragspartner kann die Vereinbarung jederzeit mit einer Frist von

sechs Monaten kundigen. Mit Abschluss dieser Vereinbarung tritt die bisher gUltige Verein-

barung au(er Kraft.

Im gegenseitigen Einvernehmen ist eine frühere KUndigung bzw. Veranderung mogiich. Die

Kundigungserklärung bedarf der Schriftform. Mündliche Nebenabreden haben nur GUitigkeit,

wenn sie schriftlich bestatigt sind. Gieiches gilt für die Aufhebung dieses Schrifterfordernis-

ses.

Die Nichtigkeit einzelner Bestimmungen dieses Vertrages berührt die Wirksamkeit des Ver-

trages im Ubrigen nicht. Die Parteien werden die nichtige Bestimrnung durch elne Bestim-

mung ersetzen, die der nichtigen Bestimmung nach Sinn und Zweck am Nächsten kommt.

Für das Jugendamt:

Ort, Datum

Für den Träger der Einrichtung/des Dienstes:

Ort, Datum

Vertretungsberechtigte Person Vertretungsberechtigte Person
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Anlaqen

1. Dokumentationsbogen bel Kindeswohlgefahrdung gemaf § 8a SGB VIH

2. Meldebogen bei Kindeswohlgefahrdung gema1 § 8a SGB VIII

3. Begrifflichkeiten, Anmerkungen und Erlauterungen zum Schutzauftrag der Jugendhilfe

Eckpunkte und Hinweise zu Vereinbarungen nach § 8a Abs. 4 SGB VIII (Stand Juni 2013)

Zusammenfassende arbeitsfeldspezifische Hinweise zu Vereinbarungen zum Schutzauftrag

der Jugendhilfe nach § 8a Abs. 4 und 72a SGB VIII mit Tragern von Einrichtungen und

Diensten in den Arbeitsfeldern Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, Erzieherischer Kinder- und

Jugendschutz nach § 11 -15 SGB VIII Stand: 18.12.2006, redaktionell angepasst ans

BKiSchG im Mai 2013, ergãnzt im Februar 2014)
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Anlage 1

Dokumentationsbogen bei Kindeswohlgefahrdung gemãf § 8a SGB VIII
Datum und Ort der Besprechung:

Name der Fachkräfte der Besprechung:

Weiche Personen sind/ weiche Famiiie 1st betroffen?

Sind die Personensorgeberechtigten einbezogen? JAE NEINE
E (aus SchutzgrUnden nicht mogflch)

Ergebnisprotokoll der Besprechung:
Anlass:

Was ist geschehen?

Wer hat was beobachtet?

Wie 1st die aktuelle Situation des Kindes oder des/der Jugendlichen?

Was wurde bereits unternommen, urn der Gefährdung entgegenzuwirken?

Weiche Absprachen wurden zur Abwendung der Gefahrdung mit den
Personensorgeberechtigten getroffen?

Ergebnis der aktuellen gemeinsamen Abschätzung des Gefährdungsrisikos:

Datum der Dokumentation und Unterschriften der Fachkräfte



Anlage 2

Meldebogen bel Kindeswohlgefährdung gemat § 8a SGB VIII
Name der meldenden Fachkraft und Einrichtung?

Weiche Personen sind/ weiche Farnilie ist betroffen?

Sind die Personensorgeberechtigten einbezogen? JALI NEINE (aus
Schutzgrunden nicht moglich)

Anlass: Was ist geschehen? hat beobachtet? Wie ist die aktuefle Situation des
Kindes oder des/der Jugendlichen? Worm besteht die Gefahrdung?

Was wurde bereits unternommen, urn der Gefährdung entgegenzuwirken?
Weiche Absprachen wurden zur Abwendung der Gefahrdung mit den
Personensorgeberechtigten getroffen?

Ergebnis der aktuel}en Abschatzung des Gefährdungsrisikos?

Datum der Information an das Jugendamt:

Datum der Ubergabe des Meldebogens:

U nterschrift



Anlage 3

AG Umsetzung des Schutzauftrags
(Geändert durch die AG BKiSchG Stand Mai 2013 und erganzt im Februar 2014)

Begrifflichkeiten, Anmerkungen und Erlauterungen
zum Schutzauftrag der Jugendhilfe

Zu den ,,Eckpunkten und Hinweisen"

1. Schutzauftrag / Garantenpflicht I Staatl. Wächteramt
2. Jugendamt
3. Trager von Einrichtungen und Diensten, die Leisturigen nach dem

SGB VIII erbringen
4. Fachkräfte i. S. des § 8a Abs. 4 SGB VIII
5. Gewichtige Anhaltspunkte für Kindeswohlgefahrdung
6. ,,insoweit erfahrene" Fachkraft
7. Kindeswohlgefahrdung als Rechtsbegriff
8. Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte bei der Einschatzung des Ge -

fä h rd u ng s ris ikos
9. Frei zugangliche Hilfen

10. Formen von Kindeswohlgefahrdung (Vernachlassigung, psychische
Misshandlurig, korperliche Misshandlung, sexuelier Missbrauch)

11. Gefahrdungsgrad
12. §78eSGB VIII

Weitere Begrifflichkeiten im ,,Formulierungsvorschlag"
13. Datenschutz I Vertrauensschutz
14. Tatigkeitsausschluss einschiagig vorbestrafter Personen nach

§ 72a SGB VIII



Begriff Erlauterung

1. Schutzauftrag I Garan- Diese im Zusammenhang mit § 8a SGB VIII oft syno-

tenpflicht / Staatl. Wäch- nym verwendeten Begriffe bezeichnen verschiedene
teramt Sachverhalte.

Schutzauftrag
§ 8 a SGB VIII konkretisiert die. Umsetzung des Auf-
trags nach § I SGB VIII - erfasst ist die gesamte Ju-
gendhilfe, denn es gibt keine ,,kinderschutzfreie Zone"
in der Jugendhilfe.

Staatliches Wächteramt
Aufgabentrager ist die offentliche Jugendhilfe - die
Einbindung der Trager, die Leistungen nach dem SGB
VIII erbringen, uber Vereinbarungen nach § 8 a Abs. 4
SGB VIII verlagert diese Aufgabe nicht auf diese Trä-
ger, sondern bindet sie in diese nach ihren MOglichkei-

ten em, da in der Regel der Leistungserbringer den
unmittelbaren Kontakt zum Kind I Jugendlichen hat.
So sieht dies bereits auch der 11. Kinder- und Jugend-
bericht, Berlin 2002, Seite 253: ,,Das Kindeswohl bindet
gIeicherma1en öffentliche wie freie Trager der Kinder-

und Jugendhilfe - wie auch das ,,staatliche Wächter-

amt" im Sinne einer öffentlichen Verantwortung fur das
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen sowohl von
offentlichen als auch freien Tragern ausgeubt wird."

Garantenstellung
Dieser Begriff resultiert in erster Linie aus dem Straf-
recht - Garant dafür, dass das Kindeswohl geschUtzt
wird, ist immer eine Einzelperson - keine Institution.
Eine Garantenstellung kOnnen auch die Mitarbei-
ter/innen der freien Trager (aus Vertrag/ oder tatsächli-
chem Handeln) haben.

Abgrenzung zum Erzieherischen Kinder- und Ju-
gendschutz nach § 14 SGB VIII::
Nicht identisch mit dem Schutzauftrag des § 8a SGB
VIII ist der Erzieherische Kinder- und Jugendschutz
nach § 14 SGB VIII, der sich auf einzelne Bildungs-
veranstaltungen oder Aufklarungs- bzw. Informations-

veranstaltungen im Rahmen der Jugendarbeit I Ju-
gendsozialarbeit oder der Elternbildung bezieht. Erzie-
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herischer Kinder- und Jugendschutz im Sinne des § 14
SGB VIII zielt auf Prävention und auf die Befahigung
junger Menschen, sich selbst zu schützen bzw. die
Befahigung von Eltern, ihre Kinder vor Gefahrdungen
angemessen zu schützen. Der sog. Gesetzliche Kin-
der- und Jugendschutz nach dem Jugendschutzgesetz
(JuSchG), dem Jugendmedienschutz-Staatsvertrag
(JMStV) sowie weiteren Gesetzen ist keine Leistung
nach dem SGB VIII, sondern richtet sich insbesondere
an Gewerbetreibende und Veranstalter mit dem Ziel,
Gefahren in der Offentlichkeit und im Medienbereich
von Kindern und Jugendlichen abzuwenden. Perso-
nensorgeberechtigte sind von Vorschriften des JuSchG
nur bei groblicher Verletzung ihrer Erziehungspflicht
erfasst ( 27 Abs. 4 JuSchG).

2. Jugendamt Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach dem Sozialge-
setzbuch VIII (Kinder- und Jugendhilfe) haben die örtli-
chen Trager (Kreise und kreisfreien Städte) em Ju-
gendamt zu errichten ( 69 SGB VIII). Die Aufgaben
des Jugendamtes werden vom Jugendhilfeausschuss
und durch die Verwaltung des Jugendamtes wahrge-
nommen ( 70 SGB VIII).

Das Jugendamt ist nach § 8a Abs. 1, 2, 3 und 5 ver-
pflichtet bestimmte Verfahrensregelungen im Kinder-

schutz einzuhalten (siehe hierzu Arbeitshilfe (Checklis-
te) des Landesjugendamtes zur Umsetzung des
Schutzauftrags bei Kindeswohlgefahrdung im Jugend -

amt gem. § 8a Abs. I SGB VIII vom 30.06.06)

Es hat weiterhin nach § 8a Abs. 4 Vereinbarungen zur
Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlge-
fährdung mit den Tragern von Einrichtungen und
Diensten, die Leistungen nach diesem Buch erbringen,
zu treffen. Deren spezifischer Schutzauftrag ist in § 8a
Abs. 4 eigenstandig geregelt.
Grundiage für die Schutzpflichten freier Trager sind die
privatrechtlichen Vereinbarungen zwischen Eltern (als
Leistungsberechtigter bzw. a Is Vertreter leistu ngsbe-
rechtigter Kinder und Jugendlicher) und Diensten so-

wie Einrichtungen" (Wiesner, SGB VIII § 8a Rdnr. 10)
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3. Trager von Einrich- Diese aligemeine Formulierung soil deutlich machen,
tungen und Diensten, die dass der Kreis der Adressaten in der Kinder- und Ju-
Leistungen nach dem gendhilfe umfassend zu verstehen ist. Elne eindeutige
SGB VIII erbringen Abgrenzung zwischen Einrichtungen und Diensten der

Jugendhilfe 1st nicht erforderlich, da beide in den
Schutzbereich des § 8a SGB VIII einbezogen sind,
sofern Fachkrafte beschaftigt werden
Fdrderungen im Vorfeld des Gesetzgebungsverfah-
rens, Aufgabenfelder oder Tragergruppen auszuneh -

men ist der Gesetzgeber nicht gefolgt. Demnach sind
insbesondere folgende Einrichtungen und Dienste an -

gesprochen:

¯ Einrichtungen und Dienste, die mit der Durch-
fuhrung von ambulanten, stationären bzw. fle-
xiblen Hilfesettings im Rahmen der Hilfe zur Er-

ziehung bzw. Eingliederungshilfe f. seelisch be-

hinderte Kinder und Jugendliche beauftragt sind
(z.B. Einrichtungen der Erziehungshilfe, Psycho-

Iogische I Erziehungsberatungsstellen, SPFH I
Erz. Beistandschaften, soziale Gruppenarbeit,
flexible intensivpadagogische Hilfen im Inland)

¯ Einrichtungen der Kindertagesbetreuung
¯ Einrichtungen und Dienste der Kinder- und Ju-

gendarbeit I Jugendsozialarbeit (hinsichtlich §
13 Abs. 2 bzw. § 27 Abs. 3SGB VIII nur dann,
wenn die Leistung auf der Grundlage des SGB
VIII, nicht jedoch lediglich auf der Grundlage
von SGB II oder Ill erbracht wird)

¯ Einrichtungen und Dienste der Forderung der
Erziehung in der Familie (z.B.: Erziehungsbera-
tungsstellen, Mutter Kind Einrichtungen, Versor-
gung von Kindern in Notsituationen.)

Soweit Einrichtungen und Dienste des öffentlichen
Tragers ausgegliedert sind und damit nicht (mehr) dem
Zugriffdes Jugendamtes unterliegen, sind auch mit
diesen Vereinbarungen abzuschliel3en.

Pflegepersonen: Mit privaten Pflegepersonen (Volt-
zeitpflege § 33 SGB VIII) wird keine Vereinbarung ge-
troffen. Wenn Aufgaben des Pflegekinderdienstes
durch einen freien Träger wahrgenommen werden,ist
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mit diesem eine Vereinbarung zu schlie(en. Pflege-
personen haben dem Jugendamt gegenuber gem. § 37
Abs. 3 Satz 2 SGB VIII elne gesetzliche Unterrich-
tungspflicht uber wichtige Ereignisse, die das Wohl des
Kindes betreffen. Diese 1st im Pflegevertrag zu konkre-
tisieren.

Analog gilt dies auch für Tagespflegepersonen und
Kindertagespflege-Dienste in freier Tragerschaft, z.
B. Tageselternvereine. Mit Tagespflegepersonen wird
ebenfalls keine Vereinbarung getroffen. Vereinbarun-
gen nach § 8a SGB VIII mit Kindertagespflege-
Diensten sind nur dann erforderlich, wenn diese direkt
an der Leistungserbringung im Einzelfall beteiligt sind,
z.B. durch Vermittlung oder wenn sie Leistungen im
Sinne des § 23 Abs. 4 SGB VIII erbringen. Im Rahmen
der Erlaubnis zur Kindertagespflege hat die Tagespfle-
geperson nach § 43 SGB VIII das Jugendamt u.a. Uber
gewichtige Anhaltspunkte zu einer Kindeswohlgefahr-

dung zu unterrichten.
Wenn hier auch keine Vereinbarungsverpflichtung be-

steht, so 1st doch § 72a SGB VIII zu beachten. Die Er-

hebung von polizeilichen Führungszeugnissen fur Ta-
ges- und Vollzeitpflegebewerber erfolgt nach Auskunft
des Bundesministeriums der Justiz gebuhrenfrei.

Auch mit kreisangehorigen Gemeinden ohne elgenes
Jugeridamt, sind Vereinbarungen abzuschlieRen, so -

welt diese Trager von Einrichtungen und Diensten (z.B.
Kindertageseinrichtungen oder Jugendhauser) sind.

Trager von Einrichtungen der auferschulischen Ju-
gendbildung nach dem Jugendbildungsgesetz Baden -

Württemberg wie Musikschulen und Jugendkunstschu-
len verfügen über keine sozialpädagogischen Fach-
kräfte. Vereinbarungen nach § 8a Abs. 4 SGB VIII
kOnnen deshalb unterbleiben. Eine Verpflichtung zum
Abschluss von Vereinbarungen nach § 72a SGB VIII
besteht ebenfalls nicht, da die o. g. Einrichtungen kei-
ne öffentlich finanzierten Leistungen der Kinder- und
Jugendhilfe im Sinne des SGB VIII erbringen. Das Em -
holen polizeilicher Fuhrungszeugnisse ist jedoch zu
empfehlen, da aufgrund des intensiven und direkten



Kontaktes, z.B. der Musik!ehrer/-innen zu Minderjähri-
gen entsprechende Schutzmechanismen angebracht

sind.

4. Fachkräfte i. S. des Die Vereinbarungen nach § 8a beziehen sich nur auf
§ 8a Abs. 4 SGB VIII: Fachkräfte (Definition rn § 72 Abs. I Satz 1 SGB VIII),

nicht auf die dort ebenfalls erwähnten aufgrund beson-
derer Erfahrungen tatigen Personen. Unerheblich sind
die Art und Weise sowie der Umfang der Tatigkeit (ne-
benarntlich, hauptamtiich). Ehrenamtlich tätige Fach-
kräfte, die aufgrund ihrer fachlichen Qualifikationen
beim Trager gezielt für Leistungen nach dem SGB VIII
eingesetzt werden, sind in die Vereinbarungen gem. §
8a Abs. 4 SGB VIII einzubeziehen.

Personen ohne Fachausbildung, die im Zusammen -

hang mit der Leistungserbringung in unmittelbarem
Kontakt zu Kindern und Jugendlichen stehen (z.B.
Hausmeister, Ferienbetreuer), müssen nicht in die
Vereinbarung gem. § 8a Abs. 4 SGB VIII einbezogen
werden.
Die Trager sollten jedoch zumindest sicherstellen, dass
solche Mitarbeiter Fachkräfte einschalten, wenn sie
kinderschutzrelevante Informationen haben, urn kin -

derschutzfreie Zonen". in der Kinder- und Jugendhilfe
zu vermeiden.

Wird eine Leistung in Wahrnehmung von Aufgaben der
Kinder- und Jugendhilfe von Personen ohne Fachaus-
bildung erbracht (z. B. Ferienbetreuer) ist em etwaiger
Tatigkeitsausschluss nach § 72a SGB VIII zu prufen.
Wird die Leistung durch neben- oder ehrenamtlich Ta-
tige erbracht, ist zu beurteilen, ob aufgrund von Art,
Intensität und Dauer des Kontakts elne Einsichtnahme
in das erweiterte Fuhrungszeugnis nach § 72 a Abs. 3
SGB VIII notwendig ist.

5. Gewichtige Anhalts- Gewichtige Anhaltspunkte sind das auslösende Mo-
punkte für Kindeswohl- ment für die Wahrnehmung des Schutzauftrags. Nach
gefahrdung Wiesner (Kornmentar zu § 8a SGB VIII RdNr. 14) soIl

mit diesen unbestimmten Rechtbegriffen zum Aus-
druck gebracht werden, dass das Jugendamt (und der

__________________________

Trager) eine Kindeswohlgefahrdung nicht ,,erahnen"



müssen, sondern dass im Hinbiick auf den Grundsatz
der VerhaItnisma1igkeit der Mittel konkrete Hinweise
auf eine Gefahrdung bzw. auf eine Dynamik, die eine
soiche Gefahrdung auslösen kann, vorliegen müssen.
Damit wird eine bestinmte Risikoschwefle als ,,Ein-
gangsvoraussetzung" für die Wahrnehmung des
Sch utzauftrags besch rieben. I nformationen, die nach
Einschatzung der zustandigen Fachkraft unterhaib die-

ser Schweile bleiben, Iösen nicht die in § 8a SGB VIII
geregeiten Handlungspfiichten aus.

Zur Konkretisierung und Operationalisierung der unbe-
stimmten Rechtsbegriffe wurden in der Praxis der Ju-
gendamter inzwischen standardisierte Instrumente und
Arbeitshilfen entwickelt. Durch eine Strukturierung der
notwendigen Einschatzungen soil die Aufgabe für die
befassten Fachkräfte handhabbarer und fur alleBetei-
Jigten sicherer, well weniger fehleranfallig, gestaltet
werden. Die Fokussierung auf relevante Informationen
begunstigt in Verbindung mit Vorschlagen zur Erhe-

bung em Zeit sparendes Vorgehen. Für die Jugend-
amter existieren einige bundesweit anerkannte Bei-
spiele:
- Handbuch Kindeswohigefahrdung nach § 1666

BGB und Ailgemeiner Sozialer Dienst (ASD),
Deutsches Jugendinstitut München, 2006

- Melde- und Prüfbogen der Stadt Recklinghausen,
veröffentlicht in der Arbeitshilfe des ISA

- Stuttgarter Kinderschutzbogen
- Handlungsempfehlung Kindeswohigefahrdung der

Stadt Karisruhe

Diese Materialien sind neben der Checkliste des Lan -

desjugendamtes zum Verfahren im Jugendamt geeig -

net, als Grundlage für die Wahrnehmung des Schutz-

auftrags im Jugendamt zu dienen. Mit den freien Trä -

gem solite im Rahmen der örtiichen Kooperation ge-
klärt werden, inwieweit das jeweils vom Jugendamt
genutzten Instrument - in angepasster Form - auch für
deren Arbeitsfeid tauglich ist.

6. ,,insoweit erfahrene" Die nach § 8a SGB VIII hinzuzuziehende ,,insoweit er-
Fachkraft: fahrene" Fachkraft soil über entsprechende Erfahrung
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in der Einschatzung von Gefahrdungssituationen für
Kindeswohl verfügen. Bei Verdacht auf sexuellen
Missbrauch sind andere Kompetenzen notwendig, als
bel Verdacht korperlicher bzw. gesundheitlicher Ver-
nachlàssigung.

Es kann nicht allein darum gehen, gesonderte ,,Kinder-

schutzfachkräfte" auszubilden. Vielrnehr sollten örtliche
Netze zum Kinderschutz genutzt oder - soweit noch
nicht vorhanden - aufgebaut werden. Insbesondere
kommen als ,,insoweit erfahren" Fachkräfte aus spezia-
lisierten Einrichtungen und Diensten wie Erziehungs-
beratungsstellen, Beratungssteflen gegen sexuelle
Gewalt oder Kinderschutzzentren in Betracht (siehe
auch Ziffer 8). Von Fachberatungen und Trägern soil -

ten gezielt auf ermittelte Fortbildungsbedarfe mit ent-
sprechenden Angeboten in den Arbeitsfeldern reagiert
we rde n.

Eine Fachkraft (irn Sinnedes § 72 SGB VIII) solite über
folgende Kompetenzen verfugen urn ais ,,insoweit er-
fahrene" Fachkraft irn Sinne des § 8a SGB VUI tätig zu
sein:

- Kenntnisse über Farniliensysterne und die Dynamik
kónflikthafter Beziehungen

- Grundbedürfnisse von Kindern und Jugendlichen in
den jeweiligen Entwicklungsphasen

- Symptorne und EntwickIungsbeeintrachtigungen
von Kindern und Jugendlichen in gefahrdenden Be -

ziehungen
- Bindungsverhalten und -bedurfnisse von Kindern
- Risikobehaftete Lebenslagen von Familien
- Ressourcenorientiertes Arbeiten mit Farnilien
- Kenntnis des rechtIichen Rahmens von Kindes-

wohIgefahrdung und Datenschutz
- Kenntnis des Hilfesystems und der Kooperations-

wege
- Methodische Kenntnisse zur koIlegiaIen Beratung

Die insoweit erfahrene Fachkraft solite in gewisser Re-

geIrnaigkeit mit Kinderschutzfragen tatsächlich be -

fasst sein.



Urn Transparenz in Roilen und Auftrag zu erhalten,
soilten Fachkräfte des ASD in der Regel nicht ,,als in -

soweit erfahrene Fachkraft" von frelen Tragern hinzu-
gezogen werden. Die EinschaItung des Jugendamtes
(in der Regel ASD) soil im Sinne des § 8a SGB VIII
erst nach elner Risikoeinschatzung der Einrichtung
bzw. des Dienstes in eigener Verantwortung und bel
mangeinder Kooperation der Eltern oder Kinder und
Jugendlichen erfolgen, wenn dies dort Ieistbar 1st. 1-her
scheinen arbeitsfeidspezifische Absprachen angezeigt.

7. Kindeswohlgefähr- Der Begriff KindeswohIgefahrdung knüpft an § 1666
dung als Rechtsbegriff BGB an. ,,Nach der Rechtsprechung des BGH,. . .liegt

eine Kindeswohigefahrdung im Sinne des § 1666
Abs.1 Satz I BGB dann vor, wenn eine gegenwärtige
oder zumindest unmittelbar bevorstehende Gefahr
für die Kindesentwicklung abzusehen 1st, die bei ih-
rer Fortdauer eine erhebliche Schadigung des kör-
perlichen, geistigen oder seelischen Wohis des
Kindes rnit ziemlicher Sicherheit voraussehen Iässt.
(Wiesner SGB VIII, § 8a RdNr. 13b)

Das Vorliegen einer Kindeswohlgefahrdung ailein er-
rnachtigt nicht zurn Eingriff in die elterliche Sorge durch
das Farniiiengericht.
Für die Einleitung familiengerichtlicher MaRnahmen ist
die in die Zukunft gerichtete FeststeIlung

1. elner Gefahrdungslage
2. Eltern wollen oder können die Gefahr nicht ab-

wende n
erforderlich.

Von Kindeswohlgefahrdung 1st zu unterscheiden elne
,,das Wohi des Kindes nicht gewährleistende Erzie-

hung", die gernal& § 27 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII elnen
Anspruch auf Hilfe zur Erziehung begründet. Diese
iiegt var, wenn irn Hinblick auf das ErziehungszieI in §
I Abs. 1 SGB VIII, also das Recht des Kindes oder
Jugendlichen auf Erziehung zu einer eigenverantwort-

lichen und gemeinschaftsfahigen Personlichkeit eine
Fehlentwicklung bzw. em Ruckstand oder Stilistand der
Personlichkeitsentwicklung eingetreten 1st oder einzu-



treten droht. Dabei 1st der Erziehungsstand des Kindes
unter Berucksichtigung seiner konkreten Lebenslage,
d.h. seines Alters, seiner Veranlagungen und seiner
Sozialisationsbedingungen zu beurteilen. Die Mangel -

situation des § 27 SGB VIII muss nicht die Gefah-
rengrenze nach § 1666 BGB überschreiten.

8. Zusammenwirken Bei der Einschätzung des Gefahrdungsrisikos mussen
mehrerer Fachkräfte bei sich mindestens zwei Fachkräfte beraten; zumindest
der Einschatzung des elne Person sollte über spezifische Kompetenzen für
Gefährdungsrisikos die Risikoeinschatzung verfugen. Bestehende

Teamstrukturen, Fachberatungen soilten wo moglich
eingebunden/genutzt werden.

Es fallt in den Verantwortungsbereich der Leitung (des
Dienstes oder der Einrichtung), dass em praktikables
Verfahren eingefuhrt und angewandt wird. Fachbera-
tung kann Tell der Leitungsaufgabe sein. 1st dies nicht
der Fall, 1st zu klären, wie die Leitung informiert und
einbezogen wird.

Auch Methodenkenntnis zur Durchführung kollegialer
Beratung sollte vorhanden sein. Fallverantwortung und
Leitungsverantwortung werden nicht durch Teament-
scheide ersetzt. Im konkretenEinzelfall kann auch die
Einbeziehung externer Experten (Arzte, Psycholo-
gen,...) erforderlich sein.

Verfugt der Trager nicht selbst Uber derartige Fachkräf-
te, wird eine Liste über die mogliche Hinzuziehung ex-

terner Each krafte erstelit. Der Trager klärt mit diesen
Fachkräften ihre Verfügbarkeit, Art und Umfang des
Einsatzes ab.

Insbesondere folgende lnstitutionen/Fachkräfte können
geeignet sein:

¯ Beratungsstellen bei sexueller Gewalt
¯ Beratungsstellen bei häuslicher Gewalt
¯ Erziehungsberatung
¯ Ehe-, Familie- und Lebensberatung
¯ Einrichtungen der Hilfen zur Erziehung
¯ Eachberatungen der Tagesbetreuung für Kinder
¯ FrühfOrderstellen
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¯ Gesundheitsamt
¯ Knderschutzbund
¯ Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen
¯ Soziale Dienste freler Trager
¯ Suchtberatung

Von (Kleinst-) Tragern und Einrichtungen, bei denen
davon auszugehen 1st, dass sie selber über keine in -

soweit erfahrene Fachkraft verfugen und keine Verbin -

dung zu externen Institutionen/Fachkräfte haben, 1st
das Jugendamt fruhzeitig einzubeziehen.

Die Einschätzung des Gefährdungsrisikos erfordert
eine fachliche (und rechtliche) Bewertung von Lebens-
lagen hinsichtlich

- der moglichen Schadigungen, die die Kinder in
ihrer weiteren Entwicklung aufgrund dieser Lebens-
umstände erfahren konnen;

- der Erheblichkeit der Gefahrdungsmomente (in -

tensität, Haufigkeit und Dauer des schadigenden
Einflusses) bzw. der Erhebiichkeit des erwarteten
Schadens;

- des Grades der Wahrscheinlichkeit (Prognose)
eines Schadenseintritts (Es geht urn die Beurteilung
zukunftiger Einflüsse, vor denen das Kind zu schüt-
zen ist);

- der Fahigkeit der Eltern(teile), die Gefahr abzu-
wenden bzw. die zur Abwendung der Gefahr erfor-
deriichen MaRnahmen zu treffen;

- der Bereitschaft der Eltern(teile), die Gefahr ab-
zuwenden bzw. die zur Abwendung der Gefahr er-
forderlichen Ma1nahmen zu treffen.

9. Frel zugängliche Hil- Ohne Beteiligung des Jugendamtès kann em freier
fen Trager nur Hilfen vermittein oder anbieten, die keiner

Leistungsgewahrung irn Einzelfall bedürfen. Dies kön-
nen zum Beispiel Beratungsstellenangebote, Hilfen
durch Verwandte oder Ehrenamtiiche, offene Stadtteil-

________________________

angebote sein. insbesondere Hilfeptan gesteuerte Hit-
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fen können nicht ohrieBeteiligung des Jugendamtes
erbracht werden.

10. Formen von Kindes- Die nachfolgenden Definitionen von Formen der Kin -

wohlgefahrdung deswohlgefahrdung können allenfalls eine erste Orien-
tierung ermoglichen. Es 1st erforderlich sie vor dem

(Vernachlässigung, psy- Hintergrund des jeweiligen Praxisfelds, der personli-
chische Misshandlung, chen und fachlichen Erfahrung der handeinden Perso-
korperliche Misshand- nen und der konkreten Umstände des Einzelfalls zu
lung, sexueller Miss- prazisieren und in ihrer Relevanz einzuschätzen. (Zum
brauch) Beispiel unter Einsatz standardisierter lnstrumente s.

o.)

Vernac h lass ig ung

- 1st die andauernde oder wiederholte Unterlassung
fursorglichen Handelns sorgeverpflichteter Perso-
nen (Eltern), weiches zur Sicherstellung der physi-
schen oder psych ischen Versorgung des Kindes
notwendig ware.

- geschieht selten aktiv, sondern zumeist passiv auf-
grund unzureichender Einsicht oder unzureichen -

den Wissens.
- steilt eine chronische Unterversorgung des Kindes

durch nachhaltige Nichtberucksichtigung, Missach-
tung oder Versagung seiner Lebensbedürfnisse dar
und hemmt, beeintrachtigt oder schadigt seine kör-
perliche, geistige oder seelische Entwicklung.

- betrifft in erster Linie Kinder, die aufgrund ihres Al-
ters oder aufgrund von Behinderung auf Forderung,
Fursorge und Schutz in besonderer Weise ange-
wiesen sind.

- steilt elne basale Beziehungsstorung zwischen El-

tern und ihren Kindern dar.
(Zitiert nach Schone 2006)

Psychische Misshandlung

Die Definition psychischer Misshandlung hat sich in der
Praxis der Jugendhilfe als schwierig erwiesen. Kindler
nennt fünf verschiedene Unterformen, die einzeln oder
in Kombination auftreten können und als psychische
Misshandiung angesehen werden müssen, wenn sie

12



die Beziehung eines Elternteils zum Kind kennzeich-
nen:

- feindselige Ablehnung (z.B. standiges Herabsetzen,
Beschämen, Kritisieren oder Demutigen eines Kin -

des);
- Ausnutzen und Korrumpieren (z.B. Kind wird zu ei-

nem selbstzerstörerischen oder strafbaren Verhal -

ten angehalten oder gezwungen bzw: em soiches
Verhalten des Kindes wird widerstandsios zugelas-
sen);

- Terrorisieren (z.B. Kind wird durch standige Dro -

hung in einem Zustand der Angst gehalten);
- Isolieren (z.B. Kind wird in ausgepragter Form von

altersentsprechenden sozialen Kontakten fern ge-
haiten);

- Verweigerung emotionaler Responsivitat (z.B. Sig -

nale des Kindes und seine Bedürfnisse nach emoti-
onaler Zuwendung werden anhaltend und in ausge-
pragter Form ubersehen und nicht beantwortt).

(Kindler H. 2006 in Handbuch Kindeswohlgefahrdung
des DJI unterAngabe weiterer Que//en)

Korperliche Misshandlung

Unter korperlicher Kindesmisshandlung kOnnen nach
Kindler im Kontext der Prufung und Bearbeitung von
Fallen einer moglichen Kindeswohlgefahrdung alle
Handlungen von Eltern oder anderen Bezugspersonen
verstanden werden, die durch Anwendung von kOrper-
lichem Zwang bzw. Gewalt für einen einsichtigen Drit-

ten vorhersehbar zu erheblichen physischen oder psy-
chischen Beeintrachtigungen des Kindes und seiner
Entwicklung führen oder vorhersehbar em hohes Risi-
ko solcher Folgen bergen.

Sexueller Missbrauch

Sexueller Missbrauch ist jede sexuelle Handlung, die
an oder vor einem Kind entweder gegen den Willen
des Kindes vorgenommen wird oder der das Kind auf-
grund kOrperlicher, psychischer, kognitiver oder

13



sprachlicher Unterlegenheit nicht wissentlich zustim -

men kann. Der Täter nutzt seine Macht- und Autori-
tatsposition aus, urn seine eigenen BedUrfnisse auf
Kosten des Kindes zu befried igen "(Adeiheid Unterstal-
ler in Handbuch Kindeswohlgefehrdung des DJ/)

11. Gefahrdungsgrad Die Verfahrensdauer von der ersten Wahrnehrnung
einer Gefahrdung bis zur konkret notwendigen Reakti -

on (z.B. Gesprach mit den Personensorgeberechtigten,
Angebot von Hilfen, Verstandigung der Polizei zur Un-

mittelbaren Gefahrenabwehr, Information des Jugend-
amtes, weil lnobhutnahme oder Anrufung des Famili-
engerichts notwendig erscheint) ist umso kürzer, je
gravierender die Gefahrdung ist. Bereits bei der ersten
Risikoeinschatzung ist daher abzuwagen, ob em sofor-
tiges Einschreiten erforderlich ist, oder ob und wie lan-
ge zugewartet werden kann.
Weiterhin ist die Schutzbedurftigkeit mafgeblich nach
dem Alter, dem Entwicklungsstand und dem aktuellen
gesundheitlichen Zustand zu beurteilen (so ist z.B. das
Gefahrdungsrisiko umso hOher einzuschatzen, je jun-
ger das Kind ist).

12. § 78e SGB VIII § 78e SGB VIII regelt, dass für den Abschluss von
Vereinbarungen über Leistungsangebote, Entgelte und
Qualitatsentwicklungsvereinbarungen nach § 78b Abs.
I SGB VIII der örtliche Trager der Jugendhilfe zustän -

dig ist, in dessen Bereich die Einrichtung liegt. Damit
ist auch die Zustandigkeit für den Abschluss von Ver-
einbarungen mit überörtlichen Einrichtungen dem örtli-
chen Jugendamt und nicht dem überörtlichen Trager
bzw. dem Landesjugendamt zugewiesen.

13. Datenschutz I Ver- Grundsätzlich soIl die Informationsweitergabe an das
trauensschutz Jugendamt immer mit Wissen (d.h. nicht immer mit

Einverständnis) der Betroffenen erfolgen. Ausnahme:
soweit der wirksame Schutz des Kindes oder Jugendli-
chen gem. § 8 a SGB VIII dadurch in Frage gestellt
wurde.
Die Befugnis zur Weitergabe von Daten an das Ju-
gendamt folgt hinsichtlich nicht anvertrauter Daten aus
§ 64 Abs.2 i. V. m. § 69 Abs. I Nil Alt.2 SGB X, hin-

________________________

sichtlich anvertrauter Daten aus § 65 Abs.l Satz 1 Nr.5
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Ausführllche Hinweise zum Datenschutz bei Koopera-
tionen zwischen Jugendamt und anderen Stellen lin-
den sich z.B. in derBroschure ,,Datenschutz und fami -

hare Gewalt", Ministerium für Bildung und Frauen des
Landes Schleswig-Holstein, Dezember 2005).

14. Tatigkeitsausschluss Die Regelung des § 72 a SGB VIII erfasst Personen,
einschlagig vorbestrafter die fur den Trager der Offentlichen Jugendhilfe in der
Personen nach § 72a Kinder- und Jugendhilfe tatig werden.
SGB VIII

Der § 72a Abs. 3 SGB VIII urnfasst die neben- und eh -

renamthich tatigen Personen, die in Wahrnehmung der
Kinder- und Jugendhilfe Kinder und Jugendliche be -

aufsichtigen, betreuen, erziehen oder ausbilden oder
einen vergleichbaren Kontakt zu diesen haben. Ma1-
gebhich für die Notwendigkeit der Einsichtnahme in em
erweitertes Fuhrungszeugnis bel diesern Personen-
kreis 1st die Art, Intensität und Dauer des Kontaktes mit
Kindern und Jugendlichen.

Die Trager der öffentlichen Jugendhilfe werden durch
die Absätze 2 und 4 zum Abschluss von Vereinbarun-
gen zur Umsetzung des § 72a SGB VIII mit alien Trä -

gem der freien Jugendhilfe verpfhichtet. Die Einholung
von FUhrungszeugnissen steilt nur em Instrument dar,
urn sicherzustellen, dass rechtskraftig verurteilte Straf-
täter nicht beschaftigt oder vermittelt werden, weshaib
durch die Einsichtnahme in erweiterte Fuhrungszeug-
nisse kein vollumfanglicher Schutz gewahrleistet wer-

den kann. (VgI. AGJ und BAGLJA 2013, Handlungs-
empfehiungen zum Bundeskmnderschutzgesetz)

In den Handlungsempfehlungen zum Bundeskinder-
schutzgesetz der AGJ und der BAGLJA wird darauf
verwiesen, dass für Personen die im Rahmen eines
regularen Freiwihhigendiensts tatig werden und bei die -

sern Dienst Aufgaben der Jugendhilfe wahrnehmen
vergleichbare Bedingungen wie für hauptamtlich tätige
Personen gelten soliten..
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Zusam menfassende arbeitsfeldspezifische Hinweise zu Verein baru ngen zum Sch utz-
auftrag der Jugendhilfe gem. § 8a Abs. 4 und 72a SGB VIII mit Trägern von Einrich-
tungen und Diensten in den Arbeitsfeldern Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, Erziehe-
rischer Kinder- und Jugendschutz nach § 11 - 15 SOB VIII

Ergebnis der arbeitsfeldspezifischen Besprechung Offentlicher und freier Trager am 22.11.06
im Landesjugendamt - Stand: 18.12.06, redaktionell angepasst ans BKiSchG im Mai 2013,

erganzt im Februar 2014

1. Der Schutz des Kindeswohls ist Leitnorm auch in Jugendarbeit und Jugendsozial-

arbeit - Vereinbarungen mit den Jugendämtern bedUrfen der Berucksichtigung ar-
beitsfeldspezifischer Besonderheiten

Die Forderung und der Schutz des Kindeswohls sind .nach § 1 Abs. 3 SGB VIII Leitnorm und
Selbstverständnis aller Bereiche der Jugendhilfe. Angebote der Jugendarbeit, der Jugendso-

zialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes sind Leistungen der Jugend-

hilfe ( 2 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII). Auch mit den Tragern von deren Einrichtungen und Diens-

ten sind somit Vereinbarungen nach § 8 a Abs. 4 SGB VIII sowie nach § 72 a SGB VIII ab-
zuschliellen, die sicherstellen, dass deren Fachkräfte den Schutzauftrag in entsprechender

Weise wahrnehmen und dass keine Personen in Bereichen mit regeImaIigen personhichen

Kontakten zu Minderjahrigen beschaftigt werden, die rechtskraftig wegen einer Straftat im
Sinne von § 72 a SGB VIII verurteilt worden sind. Wiesner weist in seinem Kommentar zum
SGB VIII (3. vollig uberarbeitete Auflage 2006) in Randnummer 33 zu § 8 a. darauf hin, dass
der Gesetzgeber Forderungen der Jugendverbande nicht gefolgt ist, die Jugendarbeit gene-

rell aus dem Anwendungsbereich auszunehmen. Dies schIie1t sachlich notwendige Diffe-
renzierungen im Hinblick auf das 'Wi& des Schutzauftrags nicht aus." (ebd.) So weisen
auch die Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Umsetzung des § 8a SGB VIII vom
27.09.2006 im Abschnitt 2.3.8 ,,Arbeitsfeldspezifische Hinweise" hinsichtlich der Offenen Ju-
gendarbeit darauf hin, dass in den zu schIieIenden Vereinbarungen sich die Besonderheiten
der Offenen Jugendarbeit widerspiegeln mUssen und die RoIIe der in der offenen Jugendar-

beit ttigen Fachkräfte zu berUcksichtigen 1st.

Diese arbeitsfeldspezifischen Besonderheiten zu erläutern ist Anliegen der nachfolgenden
Hinweise. Die AnknUpfungspunkte für diese arbeitsfeldspezifischen Erlauterungen hinsicht-
lich der Rahmenbedingungen desjeweiligen Arbeitsfelds sind in den allgemeinen ,,Eckpunk -

ten und Hinweisen" zu finden, wo von Mittelñ und Moglichkeiten des elgenen Hilfeauftrags
die Rede ist oder als Ziel formuliert wird, dass die Trager im Rahmen des elgenen Leis-

tungsprofils gegebene Hilfemoglichkeiten zum Schutz vor Kindeswohlgefahrdung einsetzen.

Die Leistungen der Jugendhilfe im Bereich der Arbeitsfelder nach § 11 - 15 SGB VIII
zeichnen sich im Unterschied etwa zu den erzieherischen Hilfen freler Träger nach § 27 if
SGB VIII oder zu den Aufgaben des Allgemeinen SoiaIen Dienstes des Jugendamts, die



eng mit Aufgaben nach § 8a SGB VIII einhergehen, durch einige Besonderheiten aus, die
auf die Wahrnehmung des Schutzauftrags unmittelbare Auswirkungen haben.

Jugendarbeit:

Die Angebote der Jugendarbeit richten sich mit dem Ziel der Forderung der Entwicklung

und Erziehung junger Menschen zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfahigen Per-

sonlichkeiten ( I Abs. I SOB VIII) an allejungen Menschen. Objunge Menschen diese
Angebote nutzen, ist ihre freiwillige Entscheidung. Individuelle Hilfen intensiverer Art in

problematischen Lebenssituationen können Fachkräfte der Jugendarbeit im Rahmen

ihres Arbeitsauftrags nicht leisten. Da die Angebote der Jugendarbeit sich an die jungen

Menschen unmittelbar wenden ( 11 SOB VIII), kommt meist auch kein Bezug der Fachkraf-

te zu den Personensorgeberechtigten oder Erziehungsberechtigten zustande. Arbeit mit El -

tern ist nach den § 11 und 12 SGB VIII auch kein Wesensmerkmal der Jugendarbeit. Somit
fehlt idR eine wichtige Voraussetzung dafUr, dass die Jugendarbeiter/-innen bel den Eltern

oder Sorgeberechtigten uberhaupt wirksam auf eine Inanspriichnahme von geeigneten Hil -

fen zur Abwendung einer Gefahrdung des Kindeswohls hinwirken können. Gleichwohl sind

sie gehalten, soweit sie Moglichkeiten haben auf Eltern einzuwirken, dies im Interesse der

Kinder und Jugendlichen auch zu tun.

Fachkrafte der Jugendarbeit sind immer wieder auch Vetrauenspersonen für eine ganze

Reihe junger Menschen. In diesem Sinne zählen auch ,,familienbezogene Jugendarbeit"

nach § 11 Abs 3 Nr. 3 und ,,Jugendberatung" nach § 11, Abs. 3 Nr. 6 zu den Schwerpunkten

der Jugendarbeit. Wo junge Menschen in Notlagen Zuflucht suchen, konnen die Fachkräfte

der Jugendarbeit ihnen den Zugang zur Inobhutnahme durch das Jugendamt ermoglichen.

Der Trager der Jugendarbeit tragt die fachliche Verantwortung dafür, dass seine Fachkräfte

sensibel für Wahrnehmungen sind, die auf eine Gefahrdung des Kindeswohls hinweisen,

dass sie ihre Beobachtungen in kollegialer Beratung klären konnen und dass sie wissen,

welche in Fragen des Kindeswohls erfahrenen Fachkräfte sie einschalten können bzw. je

nach Problemlage sogar mussen (Jugendarnt), wenn gewichtige Anhaltspunkte auf eine Ge-
fahrdung des Kindeswohls hinweisen. Dabel entspricht es gerade auch den fachlichen Prin-
zipien der Jugendarbeit, keine Schritte ohne das Einverstandnis des Kindes bzw. Jugendli-

chen selbst zu unternehmen, wie dies im Ubrigen auch der § 8a Abs. I SGB VIII vorsieht.
Von diesen Prinzipien im Notfall abzuweichen, wird bel einer sichtbar gewordenen Gefähr-

dung von Kindern durchaus erforderlich werden können. Jugendliche dagegen konnen und

wollen mit fortgeschrittenem Alter zunehmend selbst entscheiden, ob sie notfalls auch Hilfe
,,gegen" ihre Eltern brauchen. Das Vertrauensverhaltnis zur Fachkraft der Jugendarbeit und
die Basis für die weitere Arbeit ware erheblich gefahrdet, wenn diese ohne das Einverstand-
nis der Jugendlichen Schritte ,,gegen" deren Eltern einleiten wurde.
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Jugendsozialarbeit

Dasselbe gilt dem Grunde nach auch fur die Jugendsozialarbeit. Da Jugendsozialarbeit

sich im Unterschied zur Jugendarbeit aber ihrem gesetzlichen Auftrag nach an junge Men -

schen mit Bedarf an sozialpädagogischen Hilfen wendet, beinhaltet ihr Arbeitsauftrag auch

individuelle Hilfeleistungen fur junge Menschen. Schulsozialarbeit und Mobile Jugendar-

beit wirken in diesem Zusammenhang erforderlichenfalls auch bei Personensorgeberechtig -

ten oder Erziehungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen für ihre minderjahrigen

Kinder hin (z.B. Inanspruchnahme von Beratungsdiensten oder von betreutem Jugendwoh-

nen), wenn dies zur Abwendung einer Kindeswohlgefahrdung erforderlich ist. Vor einer Wei-

terleitung von Informationen an das Jugendamt legen auch Fachkräfte der Jugendsozialar-

beit gro(ten Wed auf die Einbeziehung des Kindes bzw. des Jugendlichen und unternehmen
bei Jugendlichen aus den o.g. Grunden keine Schritte ohne deren Einverstandnis. Die Ju-
gendberufshilfe ist haufig mischfinanziert. In den Fallen, in denen vom Jugendamt über-
haupt keine Mittel nach § 13 SGB VIII für die Jugendberufshilfe gewahrt werden und somit
im eigentlichen Sinne auch keine Leistungen nach SGB VIII erbracht werden (sondern ledig-

lich nach dem SGB II oder Ill), besteht auch keine gesetzliche Pflicht, Vereinbarungen nach
§ 8a und 72 a SGB VIII zu treffen. Die jungen Menschen in ,,MaInahmen" der Jugendberufs-

hilfe sind idR auch mindestens bereits 16 Jahre, wenn nicht gar volljahrig.

Eine besondere Verantwortung kommt auf die Fachkrafte zu, wenn junge Menschen, die
von der Jugendarbeit oder Jugendsozialarbeit betreut werden, selbst Eltern werden

und es sich herausstellen sollte, dass das Wohi ihres Kindes massiv gefahrdet erscheint.
Hier hat auch die Jugendarbeit bzw. die Jugendsozialarbeit einen eindeutigen und im Notfall
auch dem Vertrauensschutz gegenuber den jungen Eltern vorrangigen Schutzauftrag ge-

genüber dem Saugling / Kind als dem Schwächsten und somit Schutzbedürftigsten. Dies ist
auch der Fall, wenn Fachkrafte von erheblichen Gefahrdungen kleiner Geschwister von Ju-
gendlichen erfahren.

Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz

Angebote des Erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes nach § 14 SGB VIII werden
in Baden-Wurttemberg für Kinder und Jugendliche.nicht durch spezielle Einrichtungen
oder Dienste der Jugendhilfe erbracht, sondern sind einzelne Bildungsveranstaltungen oder
Aufklarungs- bzw. lnformationsveranstaltungen im Rahmen der Jugendarbeit oder der Ju-
gendsozialarbeit. Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz im Sinne des § 14 SGB VIII zielt
auf Pravention und auf die Befahigung junger Menschen, sich sèlbst zu schützen bzw. die
Befahigung von Eltern, ihre Kinder vor Gefahrdungen angemessen zu schQtzen. Der sog.
Gesetzliche Jugendschutz nach dem Jugendschutzgesetz (JuSchG), dem Jugendme-
diènschutz-Staatsvertrag (JMStV) sowie weiteren Gesetzen ist keine Leistung nach dem
SGB VIII, sondern richtet sich insbesondere an Gewerbetreibende und Veranstalter mit dem
Ziel, Gefahren in der Offentlichkeit und im Medienbereich von Kindern und Jugendlichen
abzuwenden. Personensorgeberechtigte sind von Vorschriften des JuSchG nur bel grobli-



cher Verietzung ihrer Erziehungspflicht erfasst ( 27 Abs. 4 JuSchG). Der Schutzauftrag

bel Kindeswohlgefahrdung nach dem § 8a SGB VIII wird im Gegensatz dazu virulent,

wenn in die AusUbung des elterlichen Erziehungsrechts aufgrund des staatlichen Wächter-
arnts nach Art. 6 Abs. 2 GG zur Abwehr einer Gefahrdung des Kindeswohis eingegriffen

werden muss.

Diese verschiedenen ,,Kinderschutz" - Regelungen gilt es sorgfältig zu unterscheiden,

gerade auch urn hinreichend deutlich zu machen, an wen sich Fachkräfte freier Trager, aber
auch besorgte Burger spezieli in Fragen des Schutzauftrags nach § 8a SGB VIII wenden

konnen. Damit einher geht seibstverstandiich die Notwendigkeit, dafur Sorge zu tragen, dass
gewichtige Anhaltspunkte Uber Gefahrdungen des Kindeswohls, die irn Rahrnen des Erzie-

herischen Kinder- und Jugendschutzes oder des sog. Gesetzlichen Jugendschutzes bekannt

werden, rasch an die richtige Stelle irn Jugendamt gelangen.

2. Ziele von Vereinbarungen

Die Vereinbarungen zielen auf die Wahrnehmung der Verantwortung des Trägers im
Hinblick auf den Schutzauftrag seiner Fachkräfte gegenüber Kindern und Jugendli-

chen ab. Die Träger sollen ihre irn Rahmen des eigenen Leistungsprofiis gegebenen Hilfe-
mogiichkeiten zum Schutz var Kindeswohlgefährdung einsetzen. Jugendamt und Trager sot-

len ihre Kooperation in Fragen des Schutzes vor Kindeswohlgefahrdung verbindlich und

transparent regein.

Die Sicherstetiung der Qualifizierung seiner Fachkräfte fur Aufgaben des Schutzes nach § 8a

SGB VIII ist einerseits Verantwortung jedes Tragers, andererseits soil die Forderung der
Trager der freien Jugendhiife nach § 74 Abs. 6 SGB Viii auch Mittet fur die FortbiIdung ihrer
Mitarbeiterlnnen urnfassen. Hierzu soliten in den Vereinbarungen Regelungen getroffen wer-

den.

Zur Tragerverantwortung zählt auch die Unterstutzung der eigenen Fachkrafte durch Hinzu-
ziehung einer in Fragen der Einschätzung des Gefahrdungsrisikos erfahrenen Fachkraft. Die
kielnen Trager der Jugendarbeitund JugendsoziaJarbeit verfugen über keine in diesen Fra-
gen erfahrenen Fachkräfte. Hier soliten in der Vereinbarung entsprechende Regelungen ge-

troffen werden, die sichersteilen, dass der Trager auf fachliche Ressourcen des Jugendamts

bzw. anderer, konkret benannter Trager zurUckgreifen kann, damit die notwendigen Verfah-
ren zur Einschätzung des Gefahrdungsrisikos sachgerecht durchgefuhrt werden können
(siehe auch den foigenden Abschnitt 5). Kieinsttrager, die nur uber eine einzige Fachkraft
verfugen und bei denen somit nicht emma! em Zusammenwirken rnehrer Fachkräfte rn Sinne
einer ersten koliegialen Beratung und Einschätzung rnOgiich ist, bedurfen besonderer Rege-
lungen.

Selbstverständiich solite es sein, dass Einrichtungen und Dienste der Jugendarbeit und Ju-
gendsozialarbeit in Netzwerke des Kinderschutzes adaquat eingebunden sind bzw. werden,
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wobei es auch darauf zu achten gilt, dass die Zahl von Vernetzungsgremien nicht Uberhand
nimmt, sondern moglichst schon vorhandene Netzwerke auch für Fragen des Kinderschut-
zes genutzt werden.

Das Einholen von Fuhrungszeugnissen im Sinne von § 72a SGB VIII soIl sicherstellen, dass

keine Person im Rahmen der Kinder- und Jugendarbeit beschaftigt oder vermittelt wird, die
rechtskraftig wegen einerStraftat nach den § 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a., 182
bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuches (StGB) verurteilt wor-

den ist. Bei neben- und ehrenamtlich tatigen Personen ist vom Trager der freien Jugendhilfe

einzuschätzen, ob aufgrund der Kriterien Art, Intensität und Dauer des Kontakts zu Minder-

jhrigen em erweitertes Fuhrungszeugnis einzusehen ist. Dabei sollte das Einsehen von er-
weiterten Führungszeugnissen nur Teil eines umfassenden Präventions- und Schutzkon-
zepts des Tragers sein. Der Schwerpunkt muss auf der Qualifizierung und Sensibilisierung

der Mitarbeitenden Iiegen.Zur Tragerverantwortung gehort auch sicherzustellen, dass nicht
von den eigenen Fachkräften selbst eine Gefahrdung des Wohls der Kinder durch Ubergriffe,
Missbrauch und Notigung ausgeht.

3. Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen

Der § 8a SGB VIII unterscheidet nicht zwischen Einrichtungen und Diensten. Schwierige
PrUfungen, ob z.B. Spielmobile, Mobile Jugendarbeit oder Schulsozialarbeit Einrichtungen

oder Dienste sind, erübrigen sich deshalb. Die Notwendigkeit einer Vereinbarung ergibt sich
für die Trager von Einrichtungen und Diensten, die Fachkräfte (s.u.) zur Erbringung von Leis-

tungen nach dem SGB VIII beschaftigen.

Einrichtungen der aul?erschulischen Jugendbildung nach dem Jugendbildungsgesetz Baden -

Württemberg wie Jugendmusikschulen und Jugendkunstschulen verfügen über keine sozial-
padagogischen Fachkrafte. Vereinbarungen nach § 8a Abs. 4 kOnnen deshalb unterbleiben.
Das Einholenpolizeilicher Führungszeugnisse 1st jedoch zu empfehlen, da aufgrund des
intensiven und direkten Kontaktes z.B. der Musiklehrer/-innen zu Minderjahrigen entspre-

chende Schutzmechanismen angebracht sind.

Anders verhält es sich hinsichtlich der ,,Veranstaltungen". rn Unterschied zu § 4 Abs. 2
SGB VIII, wo von den ,,Einrichtungen, Diensten und Veranstaltungen" der Trager der freien
Jugendhilfe die Rede ist, bezieht sich § 8a Abs. 4 SGB VIII ausdrücklich nur auf Trager von
,,Einrichtungen und Diensten." Im o.g. Kpmmentar von Wiesner nennt dieser bei den Vorbe-
merkungen ,,Vor § 11 if' als Leistungen der Jugendhilfe unter Randnumrner 3 die Teilnah-

me an Veranstaltungen insbesondere im Bereich der Jugendarbeit, worunter er ,,z.B. Frei-

zeitmaInahmen, Exkursionen, MaInahmen der Stadtranderholung oder des (internationa-
len) Jugendaustausches" subsummiert (vgl. auch Randnummer 24 zu § 11, wo ebenfalls der
Begriff ,,Veranstaltungen" im Zusammenhang mit Kinder- und Jugenderholung verwandt
wird). Das Positionspapier des Bayerischen Jugendrings zur Umsetzung des Gesetzes zu



Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe aus dem Jahr 2006 vertritt die Auffassung,

dass nicht zu ,,Einrichtungen' und ,,Diensten' Veranstaltungen wie Freizeitangebote, Bil-
dungsmalthahmen und sonstige offene, zeitlich abgegrenzte Angebote der Jugendar-

beit, wie z.B. auch ehrenamtlich durchgefuhrte Gruppenstunden zählen.

In Jugendbildungsstätten, in denen lediglich Veranstaltungen stattfinden, zu denen die

jungen Menschen nur für wenige Tage - und bei uberörtlichen Bildungsstatten zudem noch
aus teilweise weit entfernten Land- oder Stadtkreisen - kommen, kann nach Auffassung des
Kultusministeriums aus praktischen Grunden auf formale Vereinbarungen mit dem J ugend-

amt verzichtet werden. Die Trager sollten jedoch aus fachlichem Interesse Ma1?nahmen im

Sinne der o.g. Vorschläge des Deutschen Bundesjugendrings von sich aus in ihre Arbeit
integ rieren

4. Fachkräfte, ehrenamtliche Mitarbeiterinnen

Fachkräfte sind Personen, die unmittelbar mit der Erbringung von Leistungen der Jugendhil-

fe befasst sind (BAGLJA April 2006) und eine dieser Aufgabe entsprechende Ausbildung

erhalten haben ( 72 SGB VIII). Hinsichtlich der Geeignetheit ( 72a SGB VIII) ist etwaiger

latigkeitsausschluss durch die Vorlage eines erweiterten Fuhrungszeugnis festzustellen
(AGJ und BAGLJA 2013, 26).

Aus dem § 72a Abs. 3 SGB VIII ergibt sich elne Verpflichtung zur Uberprufung von Neben-
und Ehrenamtlichen, wenn eine Tatigkeit im Rahmen der offentlich finanzierten Kinder- und
Jugendhilfe statt findet. Em erweitertes Fuhrungszeugnis ist dann einzusehen, wenn diese
einen qualifizierten Kontakt zu Minderjahrigen haben, d. h. der Kontakt aufgrund von Art,

Intensität und Dauer den Aufbau eines besonderen Vertrauensverhältnis ermoglicht. Die
Einsichtnahme in Führungszeugnisse für Ehren- und Nebenamtliche 1st lediglich em Be-

standteil eines umfassenden Praventions- und Schutzkonzepts des jeweiligen Tragers. Em

soiches Gesamtkonzept sollte sich nicht nur auf die Kinder- und Jugendhilfe im Sinne des

SGB VIII, sondern daruber hinaus auf alle beziehen, die mit Kindern und Jugendlichen arbei -

ten.

Schulungen für ehrenamtliche Ferienhelfer, für Jugendgruppenleiter oder für Jugendbegleiter
in au1erunterrichtIichen Betreuungsangeboten an Schulen in Tragerschaft der Jugendhilfe

machen diese noch keineswegs zu Fachkräften der Jugendhilfe. Gleichwohl sollte in diesen
Schulungen auch auf das Thema Kindeswohlgefahrdung eingegangen werden, damit die
ehrenamtlichen Mitarbeiterlnnen der Jugendhilfe wissen, an wen sie sich wenden konnen,
wenn sie mit elner Gefahrdung des Kindeswohls konfrontiert werden.

Nehmen Personen im Rahmen eines regularen Freiwilligendiensts (z. B. Bundesfreiwilligen-
diens, Freiwilliges Soziales Jahr) Aufgaben der Jugendhilfe wahr, soilten für diesen Perso-
nenkreis vergleichbare Bedingungen im Sinne des § 72a SGB VIII wie für hauptamtlich tätige
Personen gelten (AGJ und BAGLJA 2013, 28). (Siehe hierzu auch ,,Arbeitshilfe zur Umset-



zung des § 72a Abs. 3 und 4 Sozialgesetzbuch VIII - Handlungsempfehiungen zum Umgang

mit der Einsichtnahme in erwei-terte Fuhrungszeugnisse bei neben- und ehrenamtlich Tati-
gen" vom Januar 2014)

5. In der Einschätzung von Gefährdungsrisiken erfahrene Fachkräfte

Da es sich bei der Eirtschätzung des Gefahrdungsrisikos für das Kindeswohl urn eine ausge-

sprochen schwierige Tatigkeit mit weitreichenden Folgen handelt, soil dies stets im Zusam-
menwirken mehrerer Fachkräfte abgeschatzt werden. Im Jugendamt, wo diese Falle ofter
vorkommen und rnehrere Fachkrafte damit Erfahrung haben, kann dies im kollegialen Kreis
erfolgen (8a, Abs I SGB VIII).

Die Trager von Einrichtungen und Diensten der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit sollen
sicherstellen, dass deren Fachkrafte ihre Beobachtungen alsbald im kollegialen Kreis oder
mit der Leitung klären konnen. Sofern gewichtige Anhaltspunkte vorliegen, soil die Einschat-
zung des Gefahrdungsrisikos im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte erfolgen, wobei
mindestens elne insoweit erfahrene Fachkraft hinzuziehen ist ( 8a Abs. 4 SGB VIII). Da
Fachkrafte der Jugendarbeit nicht Uber eine hinreichende Erfahrung in Fragen der Einschat-
zung des Gefahrdungsrisikos verfUgen, sollte in der Vereinbarung geregelt werden, dass der
Trager semen Fachkraften die Hinzuziehung einer Fachkraft elner entsprechenden Bera-
tungsstelie oder elnes Trägers der Erziehungshiife bzw. des Jugendamts selbst ermoglichen

kann (am Besten mit Nennung der vor Ort in Frage kommenden Fachkräfte). Fachkräfte der
Schulsozialarbeit arbeiten meist als ,,Einzelkämpfer" und benotigen deshalb erst recht die
Hinzuziehung einer erfahrenen Fachkraft. Aber auch in den zumeist recht kleinen Teams der

Mobilen Jugendarbeit 1st idR die Hinzuziehung einer externen erfahrenen Fachkraft erforder-
lich. (siehe auch ,,2. Ziele von Vereinbarungen")

6. Welche Träger sind betroffen?

AlIe Trager, in deren Einrichtungen und Diensten soziaipädagogische Fachkrafte nach § 72

SGB VIII Leistungen der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kin-
der- und Jugendschutzes anbieten ( 2 Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung mit § 11 - 15 SGB VIII).

Trager von Einrichtungen der auIerschuIischen Jugendbildung nach dem Jugendbildungs-
gesetz Baden-Wurttemberg wie J ugendmusikschulen und Jugendkunstschulen vérfugen
über keine sozialpadagogischen Fachkräfte. Vereinbarungen nach §8a Abs. 4 können des-

halb unterbleiben. Das Einholen polizeilicher FUhrungszeugnisse ist jedoch zu empfehlen, da
aufgrund des intensiven und direkten Kontaktes z.B. der Musiklehrer/-innen zu Minderjahri-
gen entsprechende Schutzmechanismen angebracht sind.

Mit kreisangehorigen Gemeinden, die Trager von Einrichtungen und Diensten der Jugendar-

belt, der Jugendsozialarbeit oder des Erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes sind, sind
ebenfalls Vereinbarungen abzuschIieIen
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lnsbesondere in der kirchlichen Jugendarbeit und im Sport, aber auch bei einigen anderen

Organisationen ist es kaum moglich, rechtlich eindeutig zu bestimmen, welche Fachkräfte

Leistungen der Jugendarbeit nach den § 11 und 12 3GB VIII erbringen und welche Fach-

kräfte Jugendarbeit als rein kirchliche Aufgabe oder als Jugendtrainer im rein sporffachlichen

Bereich betreiben. So weist auch der Kommentar von Wiesner zu § 11 SGB VIII Randnum-

mer 20 darauf hin, dass nicht jede sportliche Betatigung an sich schon Jugehdarbeit und

damit Jugendhilfe ist. Es erscheint deshalbwenig sirinvoll, mit Jugendorganisationen

und Jugendverbänden förmliche Vereinbarungen nach § 8a SGB VIII abzuschIiefen,

es sei denn, die Jugendorgariisation betreibt eine Einrichtung mit hauptamtHchen

Fachkräften, die mit Mittein der öffentlichen Jugendhiife bzw. von Gemeinden finanzi-
eli gefordert wird (z.B. Jugendzentrum). Bildungsstatten dieser Organisationen, in denen

lediglich kurzfristige Veranstaltungen durchgefuhrt werden, konnen ebenfalls von Vereinba-

rungen nach § 8a SGB VIII ausgenommen werden. (auch hierwird auf die vom DBJR emp-

fohlenen Ma1.,nahmen verwiesen)

Hinsichtlich der Träger von Uberörtiichen Einrichtungen oder Diensten der Jugendarbeit,

der Jugendsozia.Iarbeit oder des Erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes sieht das SGB

VIII keine Regelung zur ortlichen Zustandigkeit fur Vereinbarungen nach § 8 a und 72 a
SGB VIII vor. Die ,,Eckpunkte und Hinweise zu Vereinbarungen" empfehlen in Abschnitt 4.

Umsetzung der Empfehlungen" analog der Regelung in § 78e SGB VIII zu verfahren. Dies

bedeutet, dass das örtliche Kreis- bzw. Stadtjugendamt die Vereinbarung z.B. mit dem Trä-

ger einer Uberortlichen Einrichtung, die in seinem Zustandigkeitsbereich Iiegt und hauptamtli-

che Fachkrafte der Jugendhilfe beschaftigt, abschliellt. (UberOrtliche Bildungsstatten sind

jedoch nach Aussage des Kultusministeriums nicht betroffen, s.o.)

7. Verfahrensschritte innerhaib des Trägers und in der Kooperation mit dem Jugend -

amt - Siehe ,,Formulierungsvorschlag für eine Vereinbarung zum Schutzauftrag der
Jugendhiife

Während fur Trager, die sozialpadagogische Hilfen im Rahmen der Jugendsozialarbeit nach

§ 13 SGB VIII erbringen, die in § 4 des Entwurfs für die Vereinbarungen genannten Schritte
prinzipiell idR moglich sind und somit auch vereinbart werden können, hat die Jugendarbeit

nur ausgesprdchen begrenzte Moglichkeiten, bei Eltern auf die Inanspruchnahme von Hilfen
hinzuwirken (s.o.). Wo der Träger derJugendarbeit Schritt 2 und Schritt 3 nicht realisie-
ren kann, wird er rasch zu Schritt 4 übergehen mQssen, das Jugendamt zu informie-
ren. Sehr begrenzt. nur moglich 1st auch die Einbindung des Tragers der Jugendarbeit in die
Verantwortung für den weiteren Prozess (Schritt 5), da dessen Leistungskontext zum Kind
bzw. zur FamlIle em ausgesprochen loser ist und nur insoweit besteht, als das Kind bzw. der
Jugendliche selbst freiwillig und unverbindlich vom Angebot der Jugendarbeit Gebrauch
macht.
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Die Fachkraft der Jugendarbeit soilte sich allerdings ihrer Verantwortung bewusst sein,

wenn em Kind, bei dem em gewichtiger Verdacht auf Gefahrdung des Kindeswohls entstan -

den war, plotzlich gar nicht mehr z.B. in das Jugendhaus kommt. Hier kann die Fachkraft

dann nicht einfach die Sache auf sich beruhen lassen mit der Begrundung, der Besuch des

Jugendhauses sei ja vollig freiwil!ig, sondern muss das Jugendamt informieren.

Im Jugendamt selbst muss geregelt werden, ob die Kreisjugendpflege bzw. der I die Kreisju-

gendreferent/-in im Rahmen ihrer Beratung örtlicher Einrichtungen der Jugendarbeit auch als
Erstansprechpartner für diese Einrichtungen bei Fragen der Gefahrdung des Kindeswohis
fungiert (amtsintern in engem Kontakt mit dem ASD) oder diese FaHe von vornherein direkt

an den ASD verwiesen werden.

Den Fachkräften der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit muss deutlich sein, dass sie zu

ihrem eigenen Schutz, aber auch aus fachlicher Verantwortung em Mindestma1 an schriftli-
cher Dokumentation benotigen. (Orientierungshilfe kann hier die Ziff. 11 der Checkliste für

das Jugendamt sein, wobei eine Dokumentation im Rahmen der Jugendarbeit zumindest
wesentliche Daten der Checkliste wie Zeit und Ort, an dem sich konkrete Anhaltspunkte für
die Gefahrdung ergeben haben, Ergebnis der fachlichen Einschatzung konkret benannter
Fachkräfte, Em bezug der Personensorgeberechtigten bzw. G runde, warum unterblieben,

und - wenn notwendig geworden - Zeitpunkt der Benachrichtigung einer konkreten Person
im Jugendamt umfassen soUten)

8. Verstandigung über die Begriffe ,,Gefährdung und.gewichtige Anhaltspunkte"

Auf das Papier ,,Begrifflichkeiten, Anmerkungen und Erlauterungen zum Schutzauftrag der
Jugendhitfe" wird verwiesen.

Die im genannten Papier beschriebenen Anhaltspunkte für Gefährdungen soilten bei den
Verhandlungen über eine Vereinbarung zwischen Jugendamt und freiem Trager ebenso wie
bei Qua!ifizierungsmal3nahmen für Fachkräfte freier Trager oder bëi der Bildung örtlicher
Netzwerke des Kinderschutzes ausdrucktich diskutiert werden, urn em gemeinsames Ver-
ständnis über Ma1nahmen zum Schutz des Kindeswohls herbeizufuhren.

9. Schtussbemerkung

Der Schutz des Kindeswohis bedarf auch in der Kinder- und Jugendarbeit, der Jugendsozi-

alarbeit und im Erzieherischen Kinder- und Jugendschutz verstarkter Aufmerksamkeit und
Anstrengungen. Der Vorstand des Deutschen Bundesjugendrings hat am 31. Mal 2006 den
Kinder- und Jugendverbanden empfohlen, ihre Präventionsmechanismen auszubauen und
weiterzuentwickeln. Die dort genannten Ma1nahmen soUten auch bei den anderen Trãgern
der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit und des Erzieherischen Kinder- und Jugendschut-
zes als freiwillige Selbstverpflichtung irn Hinblick auf den Schutz des Kindeswohls und die
Qualitätssicherung der eigenen Arbeit zum Tragen komrnen:



a) Sensibilisierung sowohl der haupt- wie ehrenamtlich Mitarbeitenden als auch der Kin-
der und Jugendlichen für die Problematik durch Information und Qualifizierung,

b) Schaffung von struktureHen Rahmenbedingungen, die Ubergriffe auf die betreuten
jungen Menschen verhindern oder schlimmstenfalls schnellstmoglich aufdecken und

abstellen,

C) verbindliche Aufnahme des Themenfeldes (ggf. zusammen mit den Themen, die sich
aus §8a SGB VIII ergeben) in die Ausbildung zum Jugendleiter und zur Jugendleite-

rin,

d) Belehrung und Befragung von neuen Ehrenamtlichen,

e) Abschluss von Selbstverpflichtungserklarungen Ehrenamtlicher,

f) die Entwicklung von allgemeingultigen Verhaltensregeln und -normen
g) und/oder die Schaffung von strukturell verankerten Vertrauenspersonen als An -

sprechpartner/innen und Zustandige.

Stuttgart, den 22.11.2006

Erarbeitet von einer Arbeitsgruppe freier und öffentlicher Trager der Jugendarbeit, der Ju-
gendsozialarbeit und des Erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes unter Federfuhrung

des KVJS rn Rahmen vom Ministerium für Arbeit und Soziales Baden-Wurttemberg durchge-

führten Abstimmungsprozesses zu Fragen der Umsetzung der § 8a und 72a SGB VIII

KVJS- Landesjugendamt:

Landeskuratorium für aulerschuIische Jugendbildung

Landesjugendring

LAGO
LAG Jugendsozialarbeit

LAG Mobile Jugendarbeit

AG Kreisjugendreferenten beirn Landkreistag

AG Stadt- und Gemeindejugendreferenten beim
Stadtetag und Gemeindetag

Baden-Württembergische Sportjugend

Werner Miehle-Fregin

Michael Cares
Johannes Heinrich
Astrid Suerkemper

Ingrid Scholz
Hartmut Wagner

Volker Reif

Aida Serrano Barrero
Thorsten Väth
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